
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 03.07.2025 
 
in Mommenheim, Rathaus Mommenheim, An der Weidenbrücke 1 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:57 Uhr 
             21:09 Uhr            21:10 Uhr 

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Rainer Raab Ortsbürgermeister   
Anna Seibert 1. Beigeordnete und Ratsmitglied   
André Degener 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Niclas Hamann 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Jutta Friesenecker Ratsmitglied   
Berthold Windisch Ratsmitglied   
Werner Seekatz Ratsmitglied   
Wolfgang Kurzke Ratsmitglied   
Michael Biegel Ratsmitglied   
Wolfgang von Massow Ratsmitglied   
Frank Windisch Ratsmitglied   
Peter Maurer Ratsmitglied   
Arno Stüber Ratsmitglied   
Eva Popper Ratsmitglied   
Tobias Demmig Ratsmitglied   
Werner Popper Ratsmitglied   
Anne Geißenhöner-Schäfers Ratsmitglied   
Jonathan Rehm Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Marc-André Herberg Ratsmitglied   
Markus Gall Ratsmitglied   
Jens Windisch Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Elvira Gall Schriftführung   
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Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim sind mit der Einladung 
vom 24.06.2025 auf Donnerstag, 03.07.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Seitens der Verwaltung werden die TOP 6 und 7 von der Tagesordnung genommen. 
 
Der Gemeinderat stimmt der geänderten Tagesordnung zu. 
 
Abstimmungsergebnis:  
Einstimmig mit 17 Ja-Stimmen 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Anschaffung eines Rasentraktors für den Bauhof 

(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0048) 
 

3. Neuanlage des Sportplatzes 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022) 

4. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Am Weiherborn";  
A. Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
              förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2  
              BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B. Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0039) 
 

5. Mommenheim; Verlängerung der Bebauungsfrist; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 
BauGB 
Verlängerung der Bebauungsfrist am Lazarienpfad 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0042) 
 

6. Verkauf Gewerbefläche  - Erweiterung des Gewerbegebiets (1. Bauabschnitt) 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0046) 
 

7. Verkauf Gewerbefläche  - Kriterienkatalog 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0047) 
 

8. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 633/7  
Fristende: 07.07.2025 
Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0041) 
 

9. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hindenburgstraße; Flur 8, Flurstück 705 und 399/2  
Fristende: 18.08.2025 
Abbruch und Neubau eines Zwei-Familienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0049) 
 

10. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hindenburgstraße; Flur 8, Flurstück 705 und 399/2  
Fristende: 18.08.2025 
Neubau eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0050) 
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11. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet I - Mitte-West";  
 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem Bebauungsplan im 
Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur Durchführung 
einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0043) 
 

12. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet II -Gaustraße";  
 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem Bebauungsplan im 
Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur Durchführung 
einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0044) 
 

13. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet III - Hindenburgstraße, 
Rheinstraße und Wiesgartenstraße";  
 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem Bebauungsplan im 
Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur Durchführung 
einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0045) 
 

14. Mitteilungen 
 

15. Anfragen 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Schriftliche Einwohneranfragen liegen nicht vor. 
Mündlich werden keine Anfragen gestellt. 
 
 
 
 
2. Anschaffung eines Rasentraktors für den Bauhof 

(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0048) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Bauhof Mommenheim benötigt einen neuen Rasentraktor. 
Der Verwaltung liegen hierfür mehrere Angebote der Umliegenden Landmaschinenhändler 
vor. 
Als wirtschaftlich günstigster Rasentraktor hat sich der Kubota G 231 HD von der Fa. Freund, 
Partenheim gezeigt. 
Beim Kubota ist bereits die komplette Hydraulik im Verkaufspreis enthalten, bei den anderen 
Geräten würden hierfür zusätzlich ca. 10.000,- € berechnet. 
 
Der Gemeinderat möge daher beschließen, den Auftrag zur Lieferung des Rasentraktors 
Kubota G 231 HD an die Fa. Freund, Partenheim, zu vergeben. 
 
Da im Haushalt für die Anschaffung nur 26.000,- € vorgesehen sind bedarf es für den 
Restbetrag in Höhe von 7.749,19 € eine Zustimmung zur Leistung von über-
/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Anschaffung eines Rasentraktors Typ Kubota G 231 HD bei 
der Fa. Freund, Partenheim zum Gesamtbruttopreis von 33.749,19 € 
 
Im Haushalt stehen für die Anschaffung 26.000,- € zur Verfügung. Für den restlichen Betrag 
in Höhe von 7.749,19  € bedarf es der Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen 
Ausgaben gemäß § 100 GemO. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 037/11430-071190-17-4 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 26.000,- € zur Verfügung. 
 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 

GemO in Höhe von : 7.749,19 € wird erteilt. 
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Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 02.06.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass der jetzige Rasentraktor sehr reparaturanfällig und außerdem für den 
Straßenverkehr nicht zugelassen ist. 
Daher sollte ein neuer Traktor angeschafft werden. Mehrere Angebote der umliegenden 
Landmaschinenhändler wurden eingeholt. Der wirtschaftlich günstigste Rasentraktor ist der 
Kubota G 231 von der Firma Freund, Partenheim, zum Preis von 33.749,19 Euro. 
An diese Erläuterungen schließt sich eine intensive Beratung mit folgendem Ergebnis an: 
 
Erstellung eines Gesamtüberblicks der Bauhoftätigkeiten, 
anschließend Erstellung einer Gerätschaftsbedarfsanalyse, schnellstmöglicher Kauf eines 
Hängers, um versicherungstechnisch abgedeckt zu sein, 
Danach Entscheidung über notwendige Anschaffungen. 
 
Beschluss:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: 
15 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen,  2 Stimmenthaltungen. 
 
 
 
 
3. Neuanlage des Sportplatzes 

(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Mommenheim plant, den bestehenden Sportplatz zu überplanen, da die 
Drainageanlagen irreparabel geschädigt sind. Derzeit ist ein Hybridrasen verbaut, dessen 
Funktion durch die verstopften und beschädigten Drainageleitungen erheblich beeinträchtigt 
wird. 
 
Nach Befahrung der Drainage wurde festgestellt, dass eine Sanierung der Leitungen im 
eingebauten Zustand technisch nicht möglich ist. Ein Fachbüro wurde zur Beratung 
hinzugezogen. Die Ergebnisse bestätigen, dass eine Sanierung nur in offener Bauweise 
erfolgen kann, was eine großflächige Öffnung des Hybridrasens erforderlich macht. Zusätzlich 
besteht für den Austausch des Hybridrasens lediglich an den Reparaturstellen möglicherweise 
ein Vorbehalt hinsichtlich der Gewährleistung. 
 
Die Planung der Maßnahme soll im Jahr 2025 durchgeführt werden, während die bauliche 
Umsetzung im Jahr 2026 erfolgen soll. Im Rahmen der Sportanlagenförderung Rheinland-
Pfalz könnten Fördermittel in Höhe von 50 % der zuwendungsfähigen Kosten in Anspruch 
genommen werden. Die zuwendungsfähigen Kosten belaufen sich auf 280.000 €, sodass eine 
Förderung in Höhe von 140.000 € zu erwarten ist. Sollten die tatsächlichen Gesamtkosten 
über den zuwendungsfähigen Kosten liegen, müsste die Ortsgemeinde den Differenzbetrag 
aus Eigenmitteln finanzieren. 
 
Eine detaillierte Kostenschätzung ist in den Anlagen beigefügt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt: 
 
a) aufgrund der Drainagen Problematik den Ortsbürgermeister damit zu beauftragen, die 
Planungsleistungen für die Neuanlage des Sportplatzes in einem Wettbewerb zu vergeben. 
b) den Ortsbürgermeister zu ermächtigen, den entsprechenden Vertrag zu unterzeichnen. 
c) die Verbandsgemeindeverwaltung zu beauftragen, die Fördermittel im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz zu beantragen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 42410-523120 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 60.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 26.02.2025 und erläutert zum 
Sachstand, dass wegen defekter Drainage und fehlerhafter Hybridrasenverlegung eine 
Neuanlage des Sportplatzes notwendig ist. Da der Sportplatz zur Zeit von Oktober bis März 
nicht nutzbar ist, favorisiert der TSV einen Kunstrasenplatz, der ganzjährig bespielbar ist. Der 
Vorsitzende erläutert auch den der Beschlussvorlage anhängenden Kostenvergleich 
„Hybridrasen Reparatur / Kunstrasen Neuanlage. 
 
Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung beschließt der Gemeinderat  
a) aufgrund der Drainagenproblematik den Ortsbürgermeister damit zu beauftragen, die 
Planungsleistungen für die Neuanlage des Sportplatzes in einem Wettbewerb einzuholen. 
 
b) der Beschlussvorlage wird ersatzlos gestrichen. 
 
c) die Verbandsgemeindeverwaltung wird beauftragt, die Fördermittel im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz zu beantragen. 
 
d) Klärung der Kostenübernahme durch die VG für die Einrichtung einer Laufbahn und 
Sprunggrube. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 17 Ja-Stimmen. 
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4. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Am 
Weiherborn";  
A. Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen 
aus der 
              förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 
4 Abs. 2  
              BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B. Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0039) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
ZU A  
 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu 
ermitteln, die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre 
Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der 
Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe 
öffentlich am 08.01.2025 informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
13.01.2025 bis einschließlich 14.02.2025, mit Verlängerung bis zum 18.02.2025, im 
Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz statt. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt 
wird. Die Gemeinde hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. 
Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen 
innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 08.01.2025 über den Bebauungsplan unterrichtet. Ihnen 
wurde Gelegenheit gegeben, sich bis zum 18.02.2025 zum anstehenden 
Bebauungsplanentwurf zu äußern. 
 
Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Gemeinderat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, 
fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und in einer Abwägungstabelle (Wertung 
der Belange) vorschlagsgemäß zusammengefasst. 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander durch den Gemeinderat gerecht 
abzuwägen. Die Abwägungstabellen liegen den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und 
beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
Im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung wurden keine Bedenken 
oder lediglich irrelevante Hinweise vorgetragen. Abwägungsrelevante Belange sind nicht 
berührt! 
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ZU B 
 
Der Bebauungsplan „Am Weiherborn“, bestehend aus der Planzeichnung mit bauplanungs- 
und bauordnungsrechtlichen sowie gestalterischen Textfestsetzungen mit Hinweisen, 
Begründung und Anlagen ist gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen. 
 
 
Anlage:           
_Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) aus der förmlichen    Beteiligung.  
 
_Planzeichnung, Textfestsetzungen, Begründung mit Anhang I (Biotoptypenkarte), Anhang II  
  (Artenschutz) und Schallgutachten  
 
(Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Gemeinderat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Am Weiherborn“ die 
aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der 
Privatpersonen, der Behörden und der Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 
Abs. 2 BauGB zur Kenntnis genommen, sie beraten und gegeneinander sowie untereinander 
gerecht abgewogen. Der Gemeinderat beschließt gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den 
Abwägungsvorschlag in der vorliegenden Fassung. 
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt den Bebauungsplan „Am Weiherborn“, bestehend aus 
Planzeichnung mit bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen sowie gestalterischen 
Textfestsetzungen mit Hinweisen, Begründung und Anlagen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende ruft den TOP auf und übergibt das Wort an den 2. Beigeordneten. 
Herr Degener verweist auf die Beschlussvorlage vom 25.04.2025 mit beiliegender Satzung 
„Am Weiherborn“ und den eingegangenen Stellungnahmen aus der Offenlegung. 
Auf die Stellungnahme des ZAR und den Beschlussvorschlag verweist Herr Degener 
besonders. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss zu A: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 18 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu B: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 18 Ja-Stimmen. 
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5. Mommenheim; Verlängerung der Bebauungsfrist; Beteiligung der Gemeinde 
gemäß § 36 BauGB 
Verlängerung der Bebauungsfrist am Lazarienpfad 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0042) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Umlegungsvertrag zwischen den privaten Grundstückseigentümern und der Gemeinde 
Mommenheim des Baugebietes „Am Lazarienpfad“ wurde u.a. vereinbart, dass mit der 
Erschließung des Baugebietes Grundstücksspekulationen weitgehend ausgeschlossen 
werden sollten und das Baugebiet zügig bebaut werden sollte. 
In Anbetracht der Wohnungssituation im Raum Mainz war es für den Gemeinderat bei der 
Ausweisung eines neuen Baugebietes ein wesentlicher Entscheidungsfaktor möglichst schnell 
neuen Wohnraum zu schaffen. Somit wurde in allen durch die Ortsgemeinde abgeschlossenen 
not. Kaufverträgen die Fristen zum Errichten eines bezugsfertigen Hauses aufgenommen. 
Ein potentieller Käufer eines privaten, nicht der Ortsgemeinde gehöhrenden Grundstücks 
fragte bei der Gemeinde an, die Frist zur bezugsfertigen Errichtung eines Hauses aus dem 
Vertrag mit dem Eigentümer herauszunehmen oder auf den 31.07.2035 zu verlängern. Als 
Gründe für die Anfrage gab der potentielle Käufer an, noch im Berufsleben zu stehen und in 
8-9 Jahren wieder in Rheinhessen leben zu wollen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Variante 1: Der Bauausschuss empfiehlt / der Gemeinderat beschließt, den formlosen Antrag 
auf Verlängerung der Bebauungsfrist abzulehnen. 
Oder: 
Variante 2: Der Bauausschuss empfiehlt / der Gemeinderat beschließt, dem Antrag auf 
Verlängerung der Bebauungsfrist bis 31.12.2035 zu verlängern. 
 
Beratung: 
 
Herr Degener verweist auf die Beschlussvorlage vom 20.05.2025 und erläutert den Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
Variante 1: 
Der Gemeinderat beschließt, den formlosen Antrag auf Verlängerung der Bebauungsfrist 
abzulehnen. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 17 Ja-Stimmen. 
 
 
Frau Seibert war während der Abstimmung im Ratssaal nicht anwesend. 
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6. Verkauf Gewerbefläche  - Erweiterung des Gewerbegebiets (1. Bauabschnitt) 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0046) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Erschließung der Gewerbegebietserweiterung 1. Bauabschnitt ist abgeschlossen. Die 
Teilfläche 
GE 2 mit einer Fläche von 7.009 m² wurde durch die Fa.Norimo erschlossen und wird dem 
Discounter 
"PENNY" übertragen. Die Ortsgemeinde Mommenheim vermarktet eine Gewerbeffläche von 
8.094 m². 
Die Verkehrsfläche beträgt 5.019 m² und beinhaltet neben dem Anschluss an den WASGAU- 
Kreisel 
auch ein Regenwasserauffangbecken sowie eine Erschließungsstraße Richtung Westen mit 
der 
Anbindung des "WASGAU"- Parkplatzes, in Verlängerung Richtung Norden eine asphaltierte 
Erschlies- 
sungstraße zum Regenwasserauffangbecken und in weiterer Verlängerung Richtung Osten 
eine 
nicht asphaltierte Erschließungsstraße mit Anschluss an das bereits vorhandene 
Gewerbegebiet 

"Am heiligen Baum".      
Die gemeindeeigenen Gewerbeflächen sollen an "ortsansässige"  Gewerbetreibende 
verkauft werden. 
In Ausnahmefällen ist auch in Abstimmung mit der Kreisverwaltung der Verkauf an 
Gewerbetreibende 

aus Nachbargemeinden möglich, soweit in diesen keine Gewerbeflächen vorhanden sind. 
Die Grundstücksparzellen werden öffentlich angeboten. Die Grundstücksgrößen können  im 
Rahmen der Vermarktung verändert werden. 

     

       
Der Grundstückspreis/m² im GE 3 (südliche Fläche) ist niedriger, da hier zur Erreichbarkeit 
eine Rampe  
vom PENNY- Grundstück aus gebaut werden muss. Die Kosten werden mit 50.000 € 
angenommen. 

Grundlage für die Vergabe eines Grundstücks ist der beschlossene Bebauungsplan. 
Ausschlaggebend für die Vergabe von Grundstücken im GE 1 (nördliche) ist die Anzahl der 
Punkte gem.  

Kriterienkatalog.       

       
Kosten: keine      
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Beschlussvorschlag: 
 
Der H+F-/Bauausschuss empfehlen, der Gemeinderat beschließt, die Vermarktung des 
erweiterten  

Gewerbegebiets nach folgenden Kriterien zu vorzunehmen: 

a) Der Preis für die Grundstücke G3 (südliche Gewerbefläche) beträgt 125 €/m². 
     Diese Fläche wird vorrangig an Dienstleister Anwälte/Notare, Architekten, Ärzte, 
Pflegedienste, etc. 
     sowie Gastronomie verkauft, vorzugsweise an Investoren, die ein Projekt mit dem Ziel der 
Vermietung/ 
     des Verkaufs an solche Zielgruppen sicherstellen. Der Zuschlag erfolgt 3 Monate nach 
Ausschreibung 

     an den Anbieter mit dem optimalen und sichersten Konzept in der darauffolgenden  

    Gemeinderatssitzung.   
   Der Preis für die Grundstücke G1 (nördliche Gewerbefläche) beträgt 150 €/m². 

    
b) Die Bekanntgabe des Zeitraums und der Bedingungen der Vermarktung der Grundstücke 
erfolgt 
     im Amtsblatt Rhein-Selz. Gewerbetreibende, die bereits im Vorfeld ihr Interesse 
bekundeten, 

     werden darüber hinaus per Email angeschrieben. 

    
c) Der Kriterienkatalog zur Vergabe von Grundstücken ist Grundlage für die Priorisierung 
duch die 
     Gemeindeverwaltung. Erhalten mehrere BewerberInnen dieselbe Priorisierung, 
entscheidet das 

     Datum der Kaufzusage.   
     Eine Konkurrenzbelegung ist nicht möglich (z.B. 2 Apotheken). 

    
d) Die Nutzung der Grundstücke muss bis zum xxx erfolgen. Ansonsten fällt das Grundstück 
an die  
     Ortsgemeinde zurück. Der Verkauf des erworbenen Grundstücks ist  frühestens nach 
Ablauf von 

    10 Jahren nach Kaufdatum möglich.  
 
Beschluss: 
 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
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7. Verkauf Gewerbefläche  - Kriterienkatalog 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0047) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Um ein faires und diskriminierungsfreies Vergabeverfahren sicherzustellen, wurde ein 
Kriterien- 
katalog erstellt, der alle Ziele für die Ortsgemeinde berücksichtigt. Dieser 
Kriterienkatalog 

orientiert sich an Beispielen anderer Städte bzw. Ortsgemeinden.   
Wesentliche Ziele der Ortsgemeinde sind     
> die Nachfragebedeutung für die Mommenheimer Bürgerinnen und Bürger  
> die Steuerkraft der Bewerber     
> die Bereitstellung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen   
> Berücksichtigung von umweltfreundlichen Kriterien    

       
Außerdem soll bei der Auswahl berücksichtigt werden, dass bereits vorhandene 
Gewerbe im 
bestehenden Gewerbegebiet eine Chance haben, sich zu vergrößern oder zu 
verkleinern bzw. 

eine günstigere Anbindung zu erhalten.    

       
Kosten: keine      

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der H+F-/Bauausschuss empfehlen, der Gemeinderat beschließt, die Vermarktung des 
erweiterten  
Gewerbegebiets G1 (nördliche Gewerbegrundstücke) nach folgenden Kriterien 
vorzunehmen: 

a) Berücksichtigung der Merkmale des Bebauungsplans   
b) Punktzahl gem. Kriterienkatalog für die Vermarktung der Gewerbeflächen  "Am 
heiligen Baum II"   

    1. Bauabschnitt.      
 
Beschluss: 
 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
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8. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 633/7  
Fristende: 07.07.2025 
Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0041) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 07.07.2025. 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite mit der 
Herstellung einer Wohneinheit wie im Bestand. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen.  
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein.  
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle 
Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung und befindet sich in einem Gebiet, für das die Gemeinde beschlossen 
hat einen Bebauungsplan aufzustellen (§ 33 BauGB) mit der Bezeichnung „Dorfgebiet III- 
Hindenburgstraße, Rheinstraße, Wiesgartenstraße“. 
 
Die historische Gliederung der Fassade ist zu erhalten oder wiederherzustellen. Diese wird 
durch zusätzliche Fenster im Dachgeschoss verändert, im Wesentlichen das Erscheinungsbild 
aber wiederhergestellt und fügt sich in die umgebende Bebauung ein.  
Kunststofffenster sind nur in Holzoptik zulässig.  
Die vorhandenen Klappläden zur Rheinstraße werden nicht erhalten oder durch neue ersetzt. 
Die unmittelbare umgebende Bebauung ist nicht von Klappläden geprägt, weshalb ein Verzicht 
vertretbar ist.  
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Der barocke Torbogen (bez. 1716) ist im Verzeichnung der Baudenkmäler des Landkreises 
Mainz-Bingen geführt. Dieses historisch wertvolle Tor wird nicht erhalten und in seiner Kubatur 
verändert.   Der Denkmalschutz ist durch die Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu prüfen und zu 
beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtliche Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.     
 
Beratung: 
 
Herr Degener erläutert zum Bauantrag, dass dieser Bauantrag nachgebessert und nach 
erneuter Vorlage während der Ausschusssitzung am 26.06.2025 abschließend mit 
einstimmiger Zustimmung behandelt wurde. 
Der Gemeinderat bittet die Verwaltung, den Kreis auf den denkmalgeschützten barocken 
Torbogen hinzuweisen.  
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9. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hindenburgstraße; Flur 8, Flurstück 705 und 399/2  
Fristende: 18.08.2025 
Abbruch und Neubau eines Zwei-Familienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0049) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 18.08.2025. 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Abbruch eines Zweifamilienhauses und Neubau eines 
Zweifamilienhauses an gleicher Stelle. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein.  
 
Außerdem befindet sich das Vorhaben in einem Gebiet, für das die Gemeinde beschlossen 
hat, einen Bebauungsplan aufzustellen (§ 33 BauGB) mit der Bezeichnung „Dorfgebiet III – 
Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Gemäß § 3 Abs. 3.2 „Gliederung der Baukörper“ der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung ist 
bei Neu-, Ersatz- und Anbauten die Breite, Tiefe sowie Gliederung der Gebäude so zu wählen, 
dass sie der historischen Bebauung dieses Bereiches entsprechen. Dies gilt gleichermaßen 
für Scheunen und Nebengebäude. Im vorliegenden Fall wurden eine Garage sowie zwei 
Nebengebäude abgebrochen. 
 
Bezüglich der Einfriedungen regelt § 10: „Bei Einfriedungen mit Sockelmauern dürfen diese 
eine Höhe von 0,50 m gegenüber dem Bürgersteig nicht überschreiten.“ Im vorliegenden Fall 
beträgt die Höhe des Sockels am Bürgersteig 0,80 m. Die Überschreitung ist geringfügig und 
beeinträchtigt nicht das innerörtliche Gestaltungsziel der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung.  
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Das Vorhaben entspricht in seinen Grundzügen den gestalterischen Vorgaben der 
Gestaltungssatzung. Der Hauptkörper wird an gleicher Stelle und in vergleichbarer Ausführung 
errichtet. Kubatur sowie Dachform des Bestandsgebäudes werden aufgegriffen und 
fortgeführt. Somit wird die charakteristische Gestalt des historischen Ortsbildes durch das 
Vorhaben gewahrt und sichergestellt. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 21.05.2025 und erläutert den 
Bauantrag auf Abbruch und Neubau eines Zwei-Familienhauses an gleicher Stelle. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 1 Stimmenthaltung. 
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10. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hindenburgstraße; Flur 8, Flurstück 705 und 399/2  
Fristende: 18.08.2025 
Neubau eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0050) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 18.08.2025. 
 
• Bauantrag  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 20.06.2025 und erläutert den 
vorliegenden Bauantrag  auf  Neubau eines Einfamilienhauses in zweiter Reihe mit dem 
Hinweis, dass das Grundstück der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung unterliegt. Der für 
dieses Gebiet geplante Bebauungsplan liegt noch in der Aufstellung. Die Veränderungssperre 
ist ausgelaufen. 
Der Bauantrag verstößt gemäß § 4 Abs. 4.1 „Fassadengliederung“ gegen die Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung, da Wandöffnungen in vertikaler Linienführung einen axialen Bezug 
aufzeigen, was auf die Südseite des Gebäudes nicht zutrifft. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag. 
 
Abstimmungsergebnis:  
16 Ja-Stimmen,  0 Nein-Stimmen,  2 Stimmenthaltungen. 
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11. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet I - Mitte-West";  
 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus 
der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur 
Durchführung einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0043) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden/Städte haben gemäß § 1 Absatz 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Begründung zum Bebauungsplan: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ sollen die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erhaltung und maßvollen (Weiter-) Entwicklung 
der dörflich geprägten Siedlungsstruktur im Ortskern von Mommenheim geschaffen werden. 
 
Die Ortsgemeinde reagiert damit auf den Strukturwandel des dörflich geprägten Ortskerns 
durch Rückgang der Landwirtschaft und Winzerbetriebe und damit einhergehenden 
Leerstands der Gebäude. Die Lage im Einzugsbereich der Metropolregion Rhein-Main mit den 
Großstädten Frankfurt, Wiesbaden und Mainz, das hohe Wirtschaftswachstum in dieser 
Region und der daraus resultierende Bevölkerungszuwachs führen zu einer hohen Nachfrage 
nach Wohnraum, die sich auch in der Ortsgemeinde Mommenheim niederschlägt. Eine 
übermäßige Nachverdichtung mit dem Ortskern fremder Wohnstruktur 
(Geschosswohnungsbau, Reihenhaus- und Mehrfamilienwohnhäuser) erweist sich nicht nur 
unter Erschließungsgesichtspunkten auf den ohnehin beengten und überlasteten öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen als problematisch, sondern widerspricht darüber hinaus der 
städtebaulichen Zielvorstellung die charakteristische Baustruktur im Ortskern zu erhalten. 
 
Ziel der Bebauungsplanung ist es, gewachsene Baustrukturen zu bewahren und für die 
ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine maßvolle Nachnutzung zu ermöglichen, die 
unter Berücksichtigung des noch existierenden Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben, 
nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie und Wohnen die dörflich gemischte Nutzungsstruktur 
erhält und weiterentwickelt. 
 
Hierzu soll in dem räumlichen Geltungsbereich gemäß den in der Anlage beigefügten 
Planunterlagen nebst Nutzungsschablone ein Dorfgebiet im Sinne des § 5 BauNVO (MD) 
festgesetzt werden.  
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ wurde am 
23.09.2021 im Gemeinderat gefasst und am 29.09.2021 ortsüblich bekannt gemacht. 
Das Maß der baulichen Nutzung soll entsprechend vorstehender Zielvorstellung über die 
Festsetzung der Zahl der Vorgeschosse, der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl und 
der Höhe der baulichen Anlagen begrenzt werden. Darüber hinaus soll die höchstzulässige 
Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden begrenzt werden sowie die zulässigen Haustypen, 
Dachformen und Bauweisen definiert werden.  
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Zu A 
Die sechs Bebauungspläne „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“, „Dorfgebiet II – Gaustraße“, 
„Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ „Dorfgebiet IV – 
Südliche Gaustraße“, „Dorfgebiet V – An der Niederhohl“ und „Dorfgebiet VI – Bahnhofstraße“ 
wurden parallel aufgestellt und ergeben eine Gesamtfläche von 29,02 Hektar. Gemäß § 13a 
Absatz 1 Satz 2 darf ein Bebauungsplan nur bei einer Grundfläche von weniger als 2 Hektar 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Dabei sind die Grundflächen mehrerer 
Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
aufgestellt werden, mitzurechnen.  
Die Grundfläche überschreitet die zulässige Gesamtfläche für die Aufstellung der 
Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a. Die Verfahrensart der 
Bebauungspläne muss ins Regelverfahren geändert werden, um dadurch rechtssicher 
Baurecht für den Wohnraum in Mommenheim schaffen zu können. 
Aus diesem Grund kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a bei keinem der sechs 
Bebauungspläne angewendet werden. Die Geltungsbereiche, Planungsziele und 
Planungsinhalte werden fortgeführt. Die schon erfolgten Beteiligungen der Öffentlichkeit 
werden als frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 
1 BauGB behandelt. 
 
Für das Regelverfahren ist ein Umweltbericht gemäß § 2 Absatz 4 BauGB zu erstellen, welcher 
bereits vorliegt.  
 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die überarbeiteten Bebauungsplanunterlagen zur 
Beratung und Beschlussfassung vor.  
 
Zu B  
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu 
ermitteln, die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre 
Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der 
Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe 
öffentlich am 18.09.2024  informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
23.09.2024 bis 25.10.2024 im Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz statt. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt 
wird. Die Gemeinde hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. 
Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen 
innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 20.09.2024 über den Bebauungsplan unterrichtet. Ihnen 
wurde Gelegenheit gegeben, sich bis zum 11.11.2024 zum anstehenden 
Bebauungsplanentwurf zu äußern. 
Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Gemeinderat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, 
fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und in einer Abwägungstabelle (Wertung 
der Belange) vorschlagsgemäß zusammengefasst. 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander durch den Gemeinderat gerecht 
abzuwägen. Die Abwägungstabellen liegen den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und 
beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
Zu C  
Die im Anschluss erfolgende Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB hat den ausgearbeiteten und beschlussreifen 
Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer von einem Monat öffentlich 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 03.07.2025 

Seite 21 

 

 

ausgelegt wird und zudem von jedermann Stellungnahmen vorgetragen werden können. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der 
Ortsgemeinde ihre Stellungnahme innerhalb von einem Monat abzugeben.  
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen.  
 
Anlagen:   
 
A1_Entwurf Planzeichnung zu „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ 
A2_Bebauungsplanentwurf zu „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ bestehend aus Textlichen 
       Festsetzungen, Begründung und Umweltbericht  
       (Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten 
       Anlagen im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
A3_Auswertung der Stellungnahmen zu „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ (Abwägungsvor- 
       schlag) aus der förmlichen Beteiligung 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A  Der Gemeinderat beschließt den Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 

Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB und die Fortsetzung des 
Aufstellungsverfahrens nach § 2 BauGB i.V.m. § 30 Abs. 1 BauGB. 

 
B Der Gemeinderat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Dorfgebiet I - 

Mitte-West“ die aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung 
vorgebrachten Stellungnahmen der Privatpersonen, der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB im beschleunigten 
Verfahren zur Kenntnis genommen, sie beraten und gegeneinander sowie 
untereinander gerecht abgewogen. Der Gemeinderat beschließt gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB den Abwägungsvorschlag in der vorliegenden Fassung. 

  
C Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur Kenntnis genommen, sie beraten und 

beschließt die Billigung des Bebauungsplanentwurfes „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“ 
und seiner Anlagen in der vorliegenden Fassung.  
Der Gemeinderat beauftragt die Verbandsgemeindeverwaltung zur Durchführung einer 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im 
Normalverfahren. 

 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete erläutert, dass zu dem Bebauungsplan ein Verfahrensfehler vorliegt und 
daher die Abstimmung zu wiederholen ist. 
 
Ratsmitglied Berthold Windisch nimmt wegen Befangenheit vom Sitzungstisch Abstand. 
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Beschluss: 
 
Beschluss zu A) 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 17 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu B) 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig mit 17 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu C) 
Abstimmungsergebnis:    Einstimmig mit 17 Ja-Stimmen. 
 
Ratsmitglied Berthold Windisch hat am Sitzungstisch wieder Platz genommen. 
 
 
 
 
12. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet II -Gaustraße";  

 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus 
der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur 
Durchführung einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0044) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden/Städte haben gemäß § 1 Absatz 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Begründung zum Bebauungsplan: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dorfgebiet II –Gaustraße“ sollen die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erhaltung und maßvollen (Weiter-) Entwicklung 
der dörflich geprägten Siedlungsstruktur im Ortskern von Mommenheim geschaffen werden. 
 
Die Ortsgemeinde reagiert damit auf den Strukturwandel des dörflich geprägten Ortskerns 
durch Rückgang der Landwirtschaft und Winzerbetriebe und damit einhergehenden 
Leerstands der Gebäude. Die Lage im Einzugsbereich der Metropolregion Rhein-Main mit den 
Großstädten Frankfurt, Wiesbaden und Mainz, das hohe Wirtschaftswachstum in dieser 
Region und der daraus resultierende Bevölkerungszuwachs führen zu einer hohen Nachfrage 
nach Wohnraum, die sich auch in der Ortsgemeinde Mommenheim niederschlägt. Eine 
übermäßige Nachverdichtung mit dem Ortskern fremder Wohnstruktur 
(Geschosswohnungsbau, Reihenhaus- und Mehrfamilienwohnhäuser) erweist sich nicht nur 
unter Erschließungsgesichtspunkten auf den ohnehin beengten und überlasteten öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen als problematisch, sondern widerspricht darüber hinaus der 
städtebaulichen Zielvorstellung die charakteristische Baustruktur im Ortskern zu erhalten. 
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Ziel der Bebauungsplanung ist es, gewachsene Baustrukturen zu bewahren und für die 
ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine maßvolle Nachnutzung zu ermöglichen, die 
unter Berücksichtigung des noch existierenden Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben, 
nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie und Wohnen die dörflich gemischte Nutzungsstruktur 
erhält und weiterentwickelt. 
 
Hierzu soll in dem räumlichen Geltungsbereich gemäß den in der Anlage beigefügten 
Planunterlagen nebst Nutzungsschablone ein Dorfgebiet im Sinne des § 5 BauNVO (MD) 
festgesetzt werden.  
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Dorfgebiet II – Gaustraße“ wurde am 
13.09.2022 im Gemeinderat gefasst und am 19.10.2022 ortsüblich bekannt gemacht. 
Das Maß der baulichen Nutzung soll entsprechend vorstehender Zielvorstellung über die 
Festsetzung der Zahl der Vorgeschosse, der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl und 
der Höhe der baulichen Anlagen begrenzt werden. Darüber hinaus soll die höchstzulässige 
Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden begrenzt werden sowie die zulässigen Haustypen, 
Dachformen und Bauweisen definiert werden. 
 
Zu A 
 
Die sechs Bebauungspläne „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“, „Dorfgebiet II – Gaustraße“, 
„Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ „Dorfgebiet IV – 
Südliche Gaustraße“, „Dorfgebiet V – An der Niederhohl“ und „Dorfgebiet VI – Bahnhofstraße“ 
wurden parallel aufgestellt und ergeben eine Gesamtfläche von 29,02 Hektar. Gemäß § 13a 
Absatz 1 Satz 2 darf ein Bebauungsplan nur bei einer Grundfläche von weniger als 2 Hektar 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Dabei sind die Grundflächen mehrerer 
Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
aufgestellt werden, mitzurechnen.  
Die Grundfläche überschreitet die zulässige Gesamtfläche für die Aufstellung der 
Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a. Die Verfahrensart der 
Bebauungspläne muss ins Regelverfahren geändert werden, um dadurch rechtssicher 
Baurecht für den Wohnraum in Mommenheim schaffen zu können. 
Aus diesem Grund kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a bei keinem der sechs 
Bebauungspläne angewendet werden. Die Geltungsbereiche, Planungsziele und 
Planungsinhalte werden fortgeführt. Die schon erfolgten Beteiligungen der Öffentlichkeit 
werden als frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 
1 BauGB behandelt. 
 
Für das Regelverfahren ist ein Umweltbericht gemäß § 2 Absatz 4 BauGB zu erstellen, welcher 
bereits vorliegt.  
 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die überarbeiteten Bebauungsplanunterlagen zur 
Beratung und Beschlussfassung vor.  
 
Zu B  
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu 
ermitteln, die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre 
Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der 
Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe 
öffentlich am 18.09.2024  informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
23.09.2024 bis 25.10.2024 im Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz statt. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt 
wird. Die Gemeinde hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. 
Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen  
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innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 20.09.2024 über den Bebauungsplan unterrichtet. Ihnen 
wurde Gelegenheit gegeben, sich bis zum 11.11.2024 zum anstehenden 
Bebauungsplanentwurf zu äußern. 
Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Gemeinderat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, 
fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und in einer Abwägungstabelle (Wertung 
der Belange) vorschlagsgemäß zusammengefasst. 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander durch den Gemeinderat gerecht 
abzuwägen. Die Abwägungstabellen liegen den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und 
beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
Zu C  
Die im Anschluss erfolgende Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB hat den ausgearbeiteten und beschlussreifen 
Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer von einem Monat öffentlich 
ausgelegt wird und zudem von jedermann Stellungnahmen vorgetragen werden können. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der 
Ortsgemeinde ihre Stellungnahme innerhalb von einem Monat abzugeben.  
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen.  
 
Anlagen:   
 
A1_Entwurf Planzeichnung zu „Dorfgebiet II – Gaustraße“ 
A2_Bebauungsplanentwurf zu „Dorfgebiet II – Gaustraße“ bestehend aus Textlichen 
       Festsetzungen, Begründung und Umweltbericht  
       (Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anla- 
       gen im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
A3_Auswertung der Stellungnahmen zu „Dorfgebiet II – Gaustraße“ (Abwägungsvorschlag) 
       Aus  der förmlichen Beteiligung  
 
Beschlussvorschlag: 
 
A  Der Gemeinderat beschließt den Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 

Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB und die Fortsetzung des 
Aufstellungsverfahrens nach § 2 BauGB i.V.m. § 30 Abs. 1 BauGB. 

 
B Der Gemeinderat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Dorfgebiet II 

– Gaustraße“ die aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung 
vorgebrachten Stellungnahmen der Privatpersonen, der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB im beschleunigten 
Verfahren zur Kenntnis genommen, sie beraten und gegeneinander sowie 
untereinander gerecht abgewogen. Der Gemeinderat beschließt gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB den Abwägungsvorschlag in der vorliegenden Fassung. 
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C Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur Kenntnis genommen, sie beraten und 
beschließt die Billigung des Bebauungsplanentwurfes „Dorfgebiet II –Gaustraße“ und 
seiner Anlagen in der vorliegenden Fassung.  
Der Gemeinderat beauftragt die Verbandsgemeindeverwaltung zur Durchführung einer 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im 
Normalverfahren. 

 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 21.05.2025 und erläutert, dass zu 
dem Bebauungsplan ein Verfahrensfehler vorliegt und die Abstimmung zu wiederholen ist. 
 
Der Ortsbürgermeister Rainer Raab sowie die Ratsmitglieder Jutta Friesenecker, Jonathan 
Rehm, Berthold Windisch und Frank Windisch haben wegen Befangenheit vom Sitzungstisch 
Abstand genommen. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss zu A) 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu B)  
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu C) 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen.  
 
 
Ortsbürgermeister Raab sowie die Ratsmitglieder Jutta Friesenecker, Jonathan Rehm, 
Berthold Windisch, Frank Windisch haben am Sitzungstisch wieder Platz genommen. 
 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 03.07.2025 

Seite 26 

 

 

13. Ortsgemeinde Mommenheim; Bauleitplanverfahren "Dorfgebiet III - 
Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße";  
 
A) Beschluss zum Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB 
 
B) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus 
der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB im beschleunigten Verfahren, Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
 
C) Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss zur 
Durchführung einer Offenlage im Normalverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0045) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden/Städte haben gemäß § 1 Absatz 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Begründung zum Bebauungsplan: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und 
Wiesgartenstraße“ sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erhaltung und 
maßvollen (Weiter-) Entwicklung der dörflich geprägten Siedlungsstruktur im Ortskern von 
Mommenheim geschaffen werden. 
 
Die Ortsgemeinde reagiert damit auf den Strukturwandel des dörflich geprägten Ortskerns 
durch Rückgang der Landwirtschaft und Winzerbetriebe und damit einhergehenden 
Leerstands der Gebäude. Die Lage im Einzugsbereich der Metropolregion Rhein-Main mit den 
Großstädten Frankfurt, Wiesbaden und Mainz, das hohe Wirtschaftswachstum in dieser 
Region und der daraus resultierende Bevölkerungszuwachs führen zu einer hohen Nachfrage 
nach Wohnraum, die sich auch in der Ortsgemeinde Mommenheim niederschlägt. Eine 
übermäßige Nachverdichtung mit dem Ortskern fremder Wohnstruktur 
(Geschosswohnungsbau, Reihenhaus- und Mehrfamilienwohnhäuser) erweist sich nicht nur 
unter Erschließungsgesichtspunkten auf den ohnehin beengten und überlasteten öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen als problematisch, sondern widerspricht darüber hinaus der 
städtebaulichen Zielvorstellung die charakteristische Baustruktur im Ortskern zu erhalten. 
 
Ziel der Bebauungsplanung ist es, gewachsene Baustrukturen zu bewahren und für die 
ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine maßvolle Nachnutzung zu ermöglichen, die 
unter Berücksichtigung des noch existierenden Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben, 
nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie und Wohnen die dörflich gemischte Nutzungsstruktur 
erhält und weiterentwickelt. 
 
Hierzu soll in dem räumlichen Geltungsbereich gemäß den in der Anlage beigefügten 
Planunterlagen nebst Nutzungsschablone ein Dorfgebiet im Sinne des § 5 BauNVO (MD) und 
ein Allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 4 BauNVO (WA) festgesetzt werden.  
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, 
Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ wurde am 13.09.2022 im Gemeinderat gefasst und am 
19.10.2022 ortsüblich bekannt gemacht. 
Das Maß der baulichen Nutzung soll entsprechend vorstehender Zielvorstellung über die 
Festsetzung der Zahl der Vorgeschosse, der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl und 
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der Höhe der baulichen Anlagen begrenzt werden. Darüber hinaus soll die höchstzulässige 
Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden begrenzt werden sowie die zulässigen Haustypen, 
Dachformen und Bauweisen definiert werden. 
 
Zu A 
 
Die sechs Bebauungspläne „Dorfgebiet I – Dorfgebiet West“, „Dorfgebiet II – Gaustraße“, 
„Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ „Dorfgebiet IV – 
Südliche Gaustraße“, „Dorfgebiet V – An der Niederhohl“ und „Dorfgebiet VI – Bahnhofstraße“ 
wurden parallel aufgestellt und ergeben eine Gesamtfläche von 29,02 Hektar. Gemäß § 13a 
Absatz 1 Satz 2 darf ein Bebauungsplan nur bei einer Grundfläche von weniger als 2 Hektar 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Dabei sind die Grundflächen mehrerer 
Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
aufgestellt werden, mitzurechnen.  
Die Grundfläche überschreitet die zulässige Gesamtfläche für die Aufstellung der 
Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a. Die Verfahrensart der 
Bebauungspläne muss ins Regelverfahren geändert werden, um dadurch rechtssicher 
Baurecht für den Wohnraum in Mommenheim schaffen zu können. 
Aus diesem Grund kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a bei keinem der sechs 
Bebauungspläne angewendet werden. Die Geltungsbereiche, Planungsziele und 
Planungsinhalte werden fortgeführt. Die schon erfolgten Beteiligungen der Öffentlichkeit 
werden als frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 
1 BauGB behandelt. 
 
Für das Regelverfahren ist ein Umweltbericht gemäß § 2 Absatz 4 BauGB zu erstellen, welcher 
bereits vorliegt.  
 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die überarbeiteten Bebauungsplanunterlagen zur 
Beratung und Beschlussfassung vor. 
 
Zu B  
 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu 
ermitteln, die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre 
Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der 
Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe 
öffentlich am 18.09.2024  informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
23.09.2024 bis 25.10.2024 im Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz statt. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt 
wird. Die Gemeinde hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. 
Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen 
innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 20.09.2024 über den Bebauungsplan unterrichtet. Ihnen 
wurde Gelegenheit gegeben, sich bis zum 11.11.2024 zum anstehenden 
Bebauungsplanentwurf zu äußern. 
Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Gemeinderat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, 
fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und in einer Abwägungstabelle (Wertung 
der Belange) vorschlagsgemäß zusammengefasst. 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander durch den Gemeinderat gerecht 
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abzuwägen. Die Abwägungstabellen liegen den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und 
beschlussmäßigen Abwägung vor. 
Zu C  
Die im Anschluss erfolgende Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB hat den ausgearbeiteten und beschlussreifen 
Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer von einem Monat öffentlich 
ausgelegt wird und zudem von jedermann Stellungnahmen vorgetragen werden können. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der 
Ortsgemeinde ihre Stellungnahme innerhalb von einem Monat abzugeben.  
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen.  
 
Anlagen:     
 
A1_Entwurf Planzeichnung zu „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und         
       Wiesgartenstraße“ 
A2_Bebauungsplanentwurf zu „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wies- 
       gartenstraße“ bestehend aus Textlichen Festsetzungen, Begründung und Umweltbericht  
       (Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anla- 
       gen im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
A3_Auswertung der Stellungnahmen zu „Dorfgebiet III – Hindenburgstraße, Rheinstraße und        
       Wiesgartenstraße“ (Abwägungsvorschlag) aus der förmlichen Beteiligung  
 
Beschlussvorschlag: 
 
A  Der Gemeinderat beschließt den Verfahrenswechsel von einem Bebauungsplan der 

Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu einem 
Bebauungsplan im Normalverfahren nach §§ 2 und 3 BauGB und die Fortsetzung des 
Aufstellungsverfahrens nach § 2 BauGB i.V.m. § 30 Abs. 1 BauGB. 

 
B Der Gemeinderat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Dorfgebiet III 

– Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ die aus der förmlichen 
Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der 
Privatpersonen, der Behörden und der Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB im beschleunigten Verfahren zur Kenntnis genommen, sie 
beraten und gegeneinander sowie untereinander gerecht abgewogen. Der 
Gemeinderat beschließt gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den Abwägungsvorschlag in der 
vorliegenden Fassung. 

  
C Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur Kenntnis genommen, sie beraten und 

beschließt die Billigung des Bebauungsplanentwurfes „Dorfgebiet III – 
Hindenburgstraße, Rheinstraße und Wiesgartenstraße“ und seiner Anlagen in der 
vorliegenden Fassung.  
Der Gemeinderat beauftragt die Verbandsgemeindeverwaltung zur Durchführung einer 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im 
Normalverfahren. 
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Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 21.05.2025 und erläutert, dass 
zum Bebauungsplan ein Verfahrensfehler vorliegt und daher die Abstimmung zu wiederholen 
ist. 
 
Ortsbürgermeister Raab sowie die Ratsmitglieder Tobias Demmig,  Jutta Friesenecker,   
Wolfgang Kurzke,  Peter Maurer,  Jonathan Rehm,  Anna Seibert,  Berthold Windisch,   
Frank Windisch haben wegen Befangenheit vom Sitzungstisch Abstand genommen. 
Beschluss: 
 
Beschluss zu A) 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 9 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu B) 
Abstimmungsergebnis:   Einstimmig mit 9 Ja-Stimmen. 
 
Beschluss zu C)  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 9 Ja-Stimmen. 
 
 
Ortsbürgermeister Raab sowie die Ratsmitglieder Tobias Demmig, Jutta Friesenecker,  
Wolfgang Kurzke,  Peter Maurer, Jonathan Rehm,  Anna Seibert,  Berthold Winidsch,  Frank 
Windisch nehmen am Sitzungstisch wieder Platz. 
 
 
 
 
14. Mitteilungen  

 
Der Vorsitzende teilt mit, dass  
a) im Rahmen des Kipki-Programms, die Bezuschussungen für alle Klimamaßnahmen der 
Ortsgemeinde verwendet werden können. 
Vorschläge: Flutlichtanlage, 
  Beleuchtungsumstellung der Gemeindehalle auf LED, 
  Vergrößerung der Fotovoltaikanlage mit Speicher Rathaus / Kita „Vogelnest“. 
 
b) der Kreisel „Weinbergring“, Nieder-Olm, vom 14.-19.07.2025 wegen Straßenarbeiten 
gesperrt ist. 
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15. Anfragen  
 
Schriftliche Anfragen im Sinne der Geschäftsordnung liegen nicht vor. 
 
Der Vorsitzende nimmt folgende Hinweise zur Kenntnis: 
a) Ratsmitglied Stüber teilt mit, dass der Radweg Mommenheim-Harxheim wieder 2 große 
Risse aufweist. 
b) Ratsmitglied Frank Windisch teilt mit, dass die Straße am Anwesen Rheinstraße 56 
Schäden aufweist. 
c) Ratsmitglied Frank Windisch teilt mit, dass das Pflaster hinter dem Randstein „am alten 
Feuerwehrhaus“, Moselstraße, abgesackt ist. 
d) Ratsmitglied Popper teilt mit, dass die Sprechanlage in der Trauerhalle nach außen nicht 
funktioniert. 
Ratsmitglied Kurzke sagt zu, dass er die Anlage überprüfen wird. 
 
 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass der Gemeinderat im nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
einstimmig den Verzicht eines Vorkaufsrechts beschlossen hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Rainer Raab Elvira Gall 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


